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Schlimmer als Tschernobyl?
In der UdSSR hat es nach einem aufsehenerregen-
den Bericht des sowjetischen Fernsehens wahr-
scheiniich Fälle von radioaktiver Verseuchung gege-
ben, die weit schlimmere Folgen hatten als das
Reaktorunglück von Tschernobyl im Jahr 1986. Der
Fernsehbericht stützte sich auf Ergebnisse einer Un-
tersuchung dreier Vorfälle zwischen 1957 und 1967
in der Nähe der Stadt Tscheljabinsk im Ural.

Der Atomphysiker Anatoli
Tsib äusserte die Vermu-
tung, dass 400'000 Men-
sehen radioaktiver Strahlung
ausgesetzt worden seien.
Tsib sagte nicht, wo die Un-
glücke geschahen. Seit Jah-
ren kursieren im Westen al-
lerdings Berichte, die sich
auf Erkenntnisse von Ge-
heimdiensten stützen, wo-
nach sich die Unglücke in der
Nähe der Atomwaffenfabrik
Kischtim ereignet hätten. Die
Fabrik liegt etwa 90 Kilomter
nordwestlich von Tschelja-
binsk.

In den 50er Jahren seien ra-
dioaktive Abfälle in einen
Fluss gekippt worden, hiess
es im Fernsehen. Ein Behäl-

"Aus" für Tschernobyl
Innerhalb von 14 Monaten
soll das Atomkraftwerk
Tschernobyl abgeschaltet
werden. Dies beschloss im
Oktober das ukrainische
Parlament. Gleichzeitig ent-
schieden die Abgeordneten,
den zweiten Reaktorblock
erst gar nicht wieder in Be-
trieb zu nehmen. Im Turbi-
nenraum dieses Blockes war
am 11. Oktober ein Feuer
ausgebrochen. Seitdem
steht der Reaktor still. Nach
den Worten von Wladimir F.

Shovkoshytny, Präsident
der Tschernobyl-Union und
Mitglied des ukrainischen
Parlaments, ist der Schlies-
sungsbeschluss des maro-
den AKW aufgrund des
Druckes der Bürgerinnen
und Bürger sowohl der
Ukraine als auch im Ausland
zustande gekommen.. Zu-
dem hätten die neuerlichen
Feuer die Entscheidung be-
schleunigt.
Das ukrainische Parlament
bat gleichzeitig ausländi-
sehe Spezialisten bei der
Stillegung zu helfen. Ausser-
dem appellierten sie an die
Atomländer, mit Geldspen-
den dieses Vorhaben zu un-

ter mit strahlendem Inhalt sei
1957 explodiert. Einen wei-
teren Unfall habe es 1967
gegeben. Damals habe der
Wind radioaktive Abfallstoffe
über einen See geweht. Im
Fernsehbericht hiess es, bei
den Unfällen sei Strahlung in

derGrössenordnung von 1.2
Milliarden Curie freigesetzt
worden. Nach dem Reaktor-
Unglück von Tschernobyl
waren 50 Millionen Curie ge-
messen worden. Laut Tsib
gibt es in dem betroffenen
Gebiet 40 Prozent mehr Fäl-
le von Leukämie als in ver-
gleichbaren Gegenden.
Auch die Kindersterblichkeit
sei höher.
ap/TA Iß.Sepf 1991
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terstützen, weil sonst der ge-
plante Schliessungstermin
nicht eingehalten werden
könne.
Nachgedacht werden soll
nun ausserdem über alterna-
tive Energiequellen.
TAZOkf. 1991

Stillegung des AKW
Greifswald
Die Stillegung des Atom-
kraftwerks Greifswald in der
früheren DDR ist jetzt end-
gültig. Derdeutsche Umwelt-
minister Töpfer stellte im
September eine Studie der
Gesellschaft für Reaktorsi-
cherheit vor, die eine Nach-
rüstung auch des modernen
Blocks 5 als wenig aus-
sichtsreich und zu teuer er-
scheinen lässt. Töpfer sieht
ferner keine Chancen für ein
neues Kraftwerk westlichen
Typs in Greifswald. Der Be-
triebsrat rechnet mit bis zu
2500 Entlassungen. Unge-
klärt bleibt vorerst das
Schicksal der verbrauchten
Brennelemente, die sich seit
1985 in Greifswald stapeln.
Töpfer verhandelt mit Russ-
lands Führung über eine
Rücknahme des Atommülls.
A/ZZ 11. Sepf 1991

Gegen Zwischenlager in
Greifswald
Auf dem Gelände des stillge-
legten AKS bei Greifswald
soll ein gigantisches Zwi-
schenlager für Atommüll
gebaut werden. Die Greifs-
walder Bürgerschaft mit
CDU-Bürgrmeister Reihard
Glöckner an der Spitze ist
"empört" über die Pläne der
Atomindustrie und entäuscht
von den manglenden Infor-
mationen der CDU-Landes-
regierung. Bundesumwelt-
minister Klaus Töpfer geht
es derweil nur um die vorläu-
fige Lagerung von den rund
700 Tonnen Brennstäben
aus dem stillgelegten Atom-
kraftwerk Greifswald. Nach
Greenpeace-Informationen
soll das Gelände des stilige-
legten AKW aber zentrales
Atommüllager Deutschlands
werden.
T/4Z 25. Sept./15 Okf. 1991

Besorgnis über sowjeti-
sehe AKW
Der amerikanische Atomex-
perte Ivan Selin hat sich be-
sorgt über die mangelnde Si-
cherheit der Atomkraftwerke
in Osteuropa gezeigt. Selin,
der Vorsitzender der ameri-
kanischen Atomkontrollkom-
mission ist, hat in Washing-
ton nach der Rückkehr von
einer Osteuropareise erklärt,
angesichts der wirtschaftli-
chen Probleme dieser Staa-
ten sei eine baldige Besse-
rung der Sicherheit der AKW
nicht zu erwarten. Zudem sei
die Wirtschaft in der Sowjet-
union und den anderen ost-
europäischen Ländern ex-
trem abhängig von der
Atomenergie. Viele sowjeti-
sehe Atomreaktoren weisen
noch die gleichen Sicher-
heitsprobleme auf, die 1986
zur Katastrophe von Tscher-
nobyl geführt haben.
/VZZ 10. Nov 1991

Versäumnisse in bulga-
rischem AKW
Das bulgarische AKW Koslo-
duj ist jetzt auch von offiziel-
1er bulgarischer Seite als
beträchtliches Sicherheitsri-
siko eingesstuft worden. Ei-
ne Reigierungskommission,
die das AKW überprüfte,
spricht von skandalösen
Versäumissen. Der Zustand
der technischen Ausrüstung
genüge in keiner Weise den

heutigen Sicherheitsanfor-
derungen. Es gebe zu wenig
qualifiziertes Personal und
die Qualität der Arbeit, Diszi-
plin und Ausbildung des Per-
sonals sei extrem schlecht.
Bei den ersten vier von
sechs Blöcken fehlen Vor-
kehrungen zum Schutz vor
Erdbeben. Die beiden jünge-
ren 1000-Megawatt-Blöcke
seien entgegen den aus-
drücklichen Warnungen von
Experten gebaut worden.
Laut Angaben der Kommis-
sion weigern sich die speziell
für das AKW ausgebildeten
Experten, dort zu arbeiten,
obwohl sie mehr als doppelt
soviel verdienen würden,
wie ein durchschnittlicher
bulgarischer Arbeiter. Das
AKW produziert zwischen 30
und 40 Prozent des bulgari-
sehen Stroms.
NZZ 10. Nov 1991

Japan baut Atompro-
gramm aus
Fast ein halbes jahrhundert
nach den Atomangriffen auf
Hiroshima und Nagasaki hat
Japan ein ehrgeiziges Pro-
gramm erstellt, nach dem
Plutonium zur friedlichen
Nutzung produziert werden
soll. Nach Schätzungen der
japanischen Atomenergie-
Kommission wird Japan bis
zum Jahr 2010 etwa 85 Ton-
nen Plutonium besitzen.
Sechs Kilogramm reichen
aus, um eine Atombombe
des Typs Nagasaki zu bau-
en. Zudem will Japan, das
mangels Ölquellen gegen
Energieknappheit ankämpft,
bis 2010 weitere 40 AKW
ans Netz anschliessen. Zur-
zeit laufen bereits 41 Kernre-
aktoren.

TA 4. Nov 1991

Energiewende und glo-
bale Revolution
Der Club of Rome hat seinen
Bericht "Die globale Révolu-
tion" vorgestellt. Die darin
enthaltene These zur Atom-
energie war auch Gegen-
stand der zur gleichen Zeit
im Südtirol laufenden
"Toblacher Gespräche" zwi-
sehen Politikern und Wis-
senschaftern. Die Teilneh-
mer in Toblach setzten sich
vom Bericht des Club of Ro-
me ab, der die Offenhaltung
der nuklearen Option fordert
und damit zentralistische Lö-
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sungen des Klimaproblems
befürwortet.
NATUR 10/91

EG-Umweltminister für
Energiesteuern
Die Umweltminister der Eu-
ropüäischen Gemeinschaft
EG haben sich kürzlich für
die Einführung einer Ener-
giesteuer ausgesprochen.
Mit der Massnahme soll der
Kohlendioxidausstoss ver-
ringed und damit die stetige
Erwärmung der Erde be-
kämpft werden. Die Energie-
Steuer wäre die erste EG-
weite Steuer. Sie ist Teil
eines von der EG-Kommis-
sion vorangetriebenen
Massnahmenpakets, mit
dem der Kohlendioxid-Aus-
stoss bis 2000 auf den Wer-
ten von 1990 eingefroren
werden soll.
TA O/cf. 1991

Fragliche Kernfusion
Am Wochenende des 9. und
10. Novembers 1991 liefen
Nachrichten durch die Me-
dien, wonach im europä-
ischen Fusions-Forschungs-
Zentrum JET bei Oxford in

England ein Durchbruch bei
der Kernfusion gelungen sei.
Zugleich hiess es, es würden
noch mindestens 50 Jahre
vergehen, bis die Kernfusion
kommerziell zur Stromer-
zeugung genutzt werden
könne. Diese Meldungen
sind widersprüchlich und
zum Teil falsch.
An jenem Wochenende ex-
perimentierte man in Ring-
rohr bei Oxford bei 200 Mio
Kelvin erstmals mit einem
Brennstoffgemisch aus Deu-
terium und Tritium. Dabei sei
zweimal innerhalb einer Se-
künde eine Wärmeleistung
von jeweils einem Megawatt
freigesetzt worden. Aus die-
sen Zahlen in der Presserait-
teilung konstruierten einige
Journalisten bis zu 2000 MW
elektrischer Leistung und
schliesslich einen Durch-
bruch auf dem Gebiet der
Kernfusion, wobei natürlich
der Hinweis auf die saubere
und unerschöpfliche Ener-
giequelle nicht fehlen durfte.
Doch über eine Enerigequel-
le, die es noch gar nicht gibt,
kann man auch keine Aussa-
gen bezüglich Wirtschaft-
lichkeit und Sicherheit tref-
fen. Alle Studien st'nmen
darin überein, dass solche
Anlagen ungleich komplexer

Prag setzt weiter auf Kernenergie
Um die ökologische und ökonomische Katastrophe abzuwenden, setzt die Re-
gierung in Prag weiterhin auf die Kernenergie. Der österreichische Versuch, den
Ausstieg der CSFR aus der Atomkraft mit Gratisstrom zu erkaufen, ist zumindest
vorerst gescheitert.

Obwohl immer noch 56 Pro-
zent der gesamten Energie-
Produktion aus Braunkohle-
kraftwerken stammen, hat
die Kohle ihre "Blütezeit" hin-
ter sich. Nicht nur aus Um-
weltschutzgründen und weil
sich die Braunkohlelager er-
schöpfen. Weil immer mehr
chemische und metallverar-
beitende Betriebe seit der
Wende stillgelegt werden,
sinkt auch die Nachfrage
nach diesem fossilen Ener-
gieträger.
Die CSFR hat europaweit
den grössten Pro-Kopf-
Stromkonsum. Obwohl künf-
tig mit einer Zunahme im pri-
vaten Bereich zu rechnen ist,
wird einer Verwaltungsstu-
die zufolge der industrielle
Energieverbrauch weiterhin
abnehmen.

Bis Mitte der 90er Jahre
muss die nicht mehr länger
staatlich subventionierte
Kohle-Förderung um 4.5 Mil-
lionen Tonnen pro Jahr ab-
nehmen. Um die Energiever-
sorgung des Landes auch
künftig sicherzustellen, set-
zen die Verantwortlichen in

Prag auf Atomenergie. Tat-
sächlich befand sich das
Land aber schon vor der
Wende auf dem Weg zum
Atomstaat. Angesichts der
zunehmenden Umweltschä-
den durch die Kohleverbren-
nung, setzte bereits die alte
Regierung auf neue Kern-
kraftwerke. Allen kritischen
Stimmen zum trotz gewan-
nen in den letzten Jahren die
Atomkraftbefürworter, zu de-
nen selbst Vertreter der
CSFR-Umweltschutzbewe

gung gehören, noch an Ge-
wicht.
Nur 100 Kilometer von Wien
entfernt liegt das umstrittene
AKW Bohunice, dessen stör-
anfälligen Reaktorblöcke
aus sowjetischer Produktion
für Spannungen zwischen
Wien und Prag sorgen. Bun-
deskanzler Franz Vranitzky
ersuchte im Frühjahr Prag,
wenigstens zwei der Reakto-
ren abzustellen. Als Gegen-
leistung stellte er gratis Er-
satzstrom und günstige
Kredite für einen Ausstieg
aus der Kernkraft in Aus-
sieht. An einen solchen Aus-
stieg denkt man in Prag al-
lerdings nicht. Zwei weitere
Anlagen mit je vier Reakto-
ren von 1000 MW werden zur
Zeit gebaut.
TA 23. O/cf 1991

Angesichts der zunehmenden Umweitschäden setzt auch die neue Regierung in Prag auf
den Atomstaat, unterstützt von der CSFR-Umweltschutzbewegung. (Bild WWF)

und teurer wären als heutige
Kernspaltungs-Kraftwerke
und dass ihr Gefährdungs-
potential vergleichbar hoch
wäre. Der Fusionsbrennstoff
Tritium, ein Betastrahler,
könnte schon durch minime

Lecks in die Umwelt gelan-
gen. Ausserdem würden lau-
fend grosse Teile einer Fu-
sionsanlage radioaktiv
aktiviert und damit zu Atom-
müll.
WW 14. Nov. 1991

TA Tages-Anzeiger, NZZ
Neue Zürcher Zeitung, TAZ
tageszeitung (Berlin), VR
Volksrecht, WW Weltwoche
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